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1 Präambel 

1.1 Innerstaatliche Rechtsgrundlage dieser Richtlinien ist § 3b Abs. 3 ABBAG-Gesetz, BGBl. I Nr. 51/2014, 

zuletzt geändert durch das 18. COVID-19 Gesetz, BGBl. I Nr. 44/2020. Demnach hat der Bundesminister 

für Finanzen im Einvernehmen mit dem Vizekanzler per Verordnung Richtlinien zur Gewährung von 

finanziellen Maßnahmen gemäß § 2 Abs. 2 Z 7 ABBAG-Gesetz, die zur Erhaltung der Zahlungsfähigkeit 

und Überbrückung von Liquiditätsschwierigkeiten von Unternehmen im Zusammenhang mit der Ausbrei-

tung von COVID-19 und den dadurch verursachten wirtschaftlichen Auswirkungen geboten sind, zu er-

lassen.  

1.2  Bei den in diesen Richtlinien vorgesehenen finanziellen Maßnahmen handelt es sich (mit Ausnahme der 

in Punkt 4.3 geregelten De-minimis-Beihilfen) um Beihilfen im Sinne von Art. 107 Abs. 3 lit. b des Ver-

trages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). Die gegenständlichen Richtlinien für die 

Gewährung eines Lockdown-Umsatzersatzes II stützen sich auf die Entscheidung der Kommission 

SA.56840 (2020/N) vom 8. April 2020, ergänzt durch die Entscheidung SA.58640 (2020/N) vom 18. 

September 2020, mit der die Kommission Direktzuschüsse und andere finanzielle Hilfsmaßnahmen bis 

zu einem bestimmten Höchstbetrag gemäß der Mitteilung der Europäischen Kommission „Befristeter 

Rahmen für staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von 

COVID-19“, ABl. C 911 vom 20. März 2020, S 1, (C(2020) 1863 final) (Befristeter Beihilferahmen) ge-

nehmigt hat. 

2 COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH (COFAG) 

2.1 Über Auftrag des Bundesministers für Finanzen wurde die COFAG durch die ABBAG - Abbaumanage-

mentgesellschaft des Bundes (ABBAG) geschaffen.  

2.2 Der COFAG wurde über Auftrag des Bundesministers für Finanzen gemäß § 2 Abs. 2a ABBAG-Gesetz 

die Erbringung von Dienstleistungen und das Ergreifen von finanziellen Maßnahmen übertragen, die zur 

Erhaltung der Zahlungsfähigkeit und Überbrückung von Liquiditätsschwierigkeiten von Unternehmen im 

Zusammenhang mit der Ausbreitung von COVID-19 und den dadurch verursachten wirtschaftlichen Aus-

wirkungen geboten sind. 

2.3 Einen Lockdown-Umsatzersatz II hat die COFAG an von den Einschränkungen gemäß den folgenden 

Verordnungen indirekt erheblich betroffene Unternehmen zu gewähren: 

 Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit 

der besondere Schutzmaßnahmen gegen die Verbreitung von COVID-19 getroffen werden 

(COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung – COVID-19-SchuMaV), BGBl. II Nr. 463/2020; 

 Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit 

der besondere Schutzmaßnahmen zur Verhinderung einer Notsituation getroffen werden 

(COVID-19-Notmaßnahmenverordnung – COVID-19-NotMV), BGBl. II Nr. 479/2020, geän-

dert durch BGBl. II Nr. 528/2020; 

 Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit 

der Maßnahmen gegen die Verbreitung von COVID-19 getroffen werden (2. COVID-19-

Schutzmaßnahmenverordnung – 2. COVID-19-SchuMaV), BGBl. II Nr. 544/2020;  

 Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit 

der besondere Schutzmaßnahmen gegen die Verbreitung von COVID-19 getroffen werden (3. 

COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung – 3. COVID-19-SchuMaV), BGBl. II Nr. 566/2020, 

geändert durch BGBl. II Nr. 598/2020 und/oder 
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 Verordnung, mit der besondere Schutzmaßnahmen zur Verhinderung einer Notsituation auf 

Grund von COVID-19 getroffen werden (2. COVID-19-Notmaßnahmenverordnung – 2. 

COVID-19-NotMV), BGBl. II Nr. 598/2020. 

2.4 Innerhalb dieser Richtlinien sind die Organe der COFAG bei den Entscheidungen über den Lockdown-

Umsatzersatz II weisungsfrei.  

3 Begünstigte Unternehmen 

3.1 Ein Lockdown-Umsatzersatz II darf nur zu Gunsten von Unternehmen gewährt werden, bei denen im 

Betrachtungszeitraum gemäß Punkt 4.1 und zum Zeitpunkt der Antragstellung sämtliche nachstehenden 

Voraussetzungen erfüllt sind: 

3.1.1 das antragstellende Unternehmen hat seinen Sitz oder eine Betriebsstätte in Österreich; 

3.1.2 das antragstellende Unternehmen übt eine operative Tätigkeit in Österreich aus, die in Österreich 

zu einer Besteuerung der Einkünfte gemäß der §§ 22 oder 23 des Einkommensteuergesetzes 

1988 (EStG 1988), BGBl. Nr. 400/1988, führt oder gemäß § 5 Z 6 des Körperschaftsteuergeset-

zes 1988 (KStG 1988), BGBl. Nr. 401/1988, befreit ist; 

3.1.3 das antragstellende Unternehmen ist von den in der COVID-19-SchuMaV, der COVID-19-

NotMV, der 2. COVID-19-SchuMaV, der 3. COVID-19-SchuMaV und/oder der 2. COVID-19-

NotMV vorgesehenen Einschränkungen indirekt erheblich betroffen. Indirekt erheblich betrof-

fen in diesem Sinne ist ein Unternehmen, wenn die nachfolgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

3.1.3.1 das antragstellende Unternehmen erzielt unmittelbar oder im Auftrag eines 

Dritten mindestens 50 Prozent seiner nach den Regeln in Punkt 4.5.2 zu ermit-

telnden Umsätze beziehungsweise Umsatzerlöse  

(a) im November 2019 mit Unternehmen, die bei verglichen mit dem Novem-

ber 2019 unveränderter Tätigkeit im November 2020 im Sinne des Punkts 

3.1.3 der Verordnung des Bundesministers für Finanzen gemäß § 3b Abs. 

3 des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinien über die Gewährung eines 

Lockdown-Umsatzersatzes durch die COVID-19 Finanzierungsagentur 

des Bundes GmbH (COFAG) (VO Lockdown-Umsatzersatz), BGBl. II 

Nr. 503/2020 in der Fassung BGBl. II Nr. 565/2020, direkt von den mit 

der COVID-19-SchuMaV oder der COVID-19-NotMV verordneten Ein-

schränkungen betroffen wären oder 

(b) im Dezember 2019 mit Unternehmen, die bei verglichen mit dem Dezem-

ber 2019 unveränderter Tätigkeit im Dezember 2020 im Sinne des Punkts 

3.1.3 der Verordnung des Bundesministers für Finanzen gemäß § 3b Abs. 

3 des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinien über die Gewährung eines 

Lockdown-Umsatzersatzes für vom Lockdown direkt betroffene Unter-

nehmen (3. VO Lockdown-Umsatzersatz), BGBl. II Nr. 567/2020, geän-

dert durch BGBl. II Nr. 608/2020, direkt von den mit der 2. COVID-19-

SchuMaV, der 3. COVID-19-SchuMaV oder der 2. COVID-19-NotMV 

verordneten Einschränkungen betroffen wären oder 

(c) in dem gemäß Punkt 4.5.1 lit. c heranzuziehenden Zeitraum mit Unter-

nehmen, die bei verglichen mit diesem Zeitraum unveränderter Tätigkeit 
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im November 2020 im Sinne des Punkts 3.1.3 der VO Lockdown-Um-

satzersatz direkt von den mit der COVID-19-SchuMaV oder der COVID-

19-NotMV verordneten Einschränkungen betroffen wären oder im De-

zember 2020 im Sinne des Punkts 3.1.3 der 3. VO Lockdown-Umsatzer-

satz direkt von den mit der 2. COVID-19-SchuMaV, der 3. COVID-19-

SchuMaV oder der 2. COVID-19-NotMV verordneten Einschränkungen 

betroffen wären  

und diese Umsätze sind einer der im Anhang 2 angeführten Branchen zuzuord-

nen (begünstigte Umsätze) und 

3.1.3.2 das antragstellende Unternehmen ist während eines Zeitraums im November 

2020 oder im Dezember 2020 in einer der in Anhang 2 angeführten Branchen 

tätig, um unmittelbar oder im Auftrag mit im Sinne des Punkts 3.1.3 der VO 

Lockdown-Umsatzersatz und/oder des Punkts 3.1.3 der 3. VO Lockdown-

Umsatzersatz direkt betroffenen Unternehmen Umsätze (begünstigte Um-

sätze) zu erzielen. Die Umsätze sind nach den Regeln in Punkt 4.5.2, der An-

teil der begünstigten Umsätze am Gesamtumsatz ist gemäß Punkt 4.6 zu er-

mitteln. 

Im Auftrag eines Dritten erzielt ein antragstellendes Unternehmen begünstigte Umsätze mit ei-

nem anderen Unternehmen, wenn das antragstellende Unternehmen in einem Auftragsverhältnis 

zu dem Dritten (beispielsweise einer Veranstaltungsagentur oder Künstleragentur) steht, als des-

sen unmittelbare Folge es Leistungen an ein direkt betroffenes Unternehmen erbringt. Wird ein 

Teil des vom direkt betroffenen Unternehmen an den Dritten geleisteten Entgelts ohne weitere 

Leistung an das antragstellende Unternehmen als Entgelt für seine Leistung weitergeleitet, so 

dass es sich in wirtschaftlicher Betrachtungsweise nur um eine Durchleitung des Entgelts an das 

antragstellende Unternehmen handelt, stellt das vom Dritten von dem direkt betroffenen Unter-

nehmen erhaltene Entgelt im Ausmaß des weitergeleiteten Betrags keinen begünstigten Umsatz 

dar;   

3.1.4 das antragstellende Unternehmen muss sich zum Zeitpunkt der Antragstellung im Sinne des § 3 

des Bundesgesetzes, mit dem Förderungen des Bundes aufgrund der COVID-19-Pandemie an 

das steuerliche Wohlverhalten geknüpft werden, BGBl. I Nr. 11/2021 in der jeweils geltenden 

Fassung, steuerlich wohlverhalten haben; 

3.1.5 das antragstellende Unternehmen erleidet im November 2020 oder im Dezember 2020 einen 

Umsatzausfall von mehr als 40 Prozent. Der Umsatzausfall ergibt sich aus der Differenz der 

Umsätze im November 2019 und im November 2020 beziehungsweise der Differenz der Um-

sätze im Dezember 2019 und Dezember 2020. In Fällen des Punkts 4.5.1 lit. c ergibt sich der 

Umsatzausfall für November 2020 beziehungsweise Dezember 2020 aus der Differenz der Um-

sätze im November 2020 beziehungsweise Dezember 2020 einerseits und den anteilig auf einen 

Monat entfallenden Umsätzen im Zeitraum gemäß Punkt 4.5.1 lit. c (Summe der Umsätze im 

Zeitraum gemäß Punkt 4.5.1 lit. c dividiert durch die Anzahl der Monate des Zeitraums und 

multipliziert mit der Anzahl der Monate, für die der Umsatzausfall berechnet wird) andererseits. 

Die Ermittlung der Umsätze erfolgt nach den Regeln in Punkt 4.5.2. 

3.2 Ausgenommen von der Gewährung eines Lockdown-Umsatzersatzes II sind Unternehmen, auf die einer 

der folgenden Punkte zutrifft: 

3.2.1 Antragsteller, bei denen im Betrachtungszeitraum gemäß Punkt 4.1 oder zum Zeitpunkt der An-

tragstellung ein Insolvenzverfahren anhängig ist; dies gilt nicht für Unternehmen, für die ein 
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Sanierungsverfahren gemäß der §§ 166 ff des Bundesgesetzes über das Insolvenzverfahren (In-

solvenzordnung – IO), RGBl. Nr. 337/1914, eröffnet wurde;  

3.2.2 beaufsichtigte Rechtsträger des Finanzsektors, die im Inland, einem Mitgliedstaat (§ 2 Z 5 Bank-

wesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993 (BWG)) oder einem Drittland (§ 2 Z 8 BWG) registriert oder 

zugelassen sind und hinsichtlich ihrer Tätigkeit prudentiellen Aufsichtsbestimmungen unterlie-

gen; das sind für Österreich insbesondere Kreditinstitute gemäß BWG; Versicherungsunterneh-

men gemäß Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 (VAG 2016), BGBl. I Nr. 34/2015; Wertpapier-

firmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen gemäß Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 

(WAG 2018), BGBl. I Nr. 107/2017; Pensionskassen gemäß Pensionskassengesetz (PKG), 

BGBl. Nr. 281/1990; 

3.2.3 Antragsteller, die nicht im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 1994 (UStG 1994), BGBl 1994/663, 

unternehmerisch tätig sind; 

3.2.4 Antragsteller, die in einem mit 16. Februar 2021 beginnenden Zeitraum, dessen Dauer der An-

zahl der Tage ihres Betrachtungszeitraums gemäß Punkt 4.1 entspricht, gegenüber einem oder 

mehreren Mitarbeitern eine Kündigung aussprechen;  

3.2.5 neu gegründete Unternehmen, die vor dem 1. Dezember 2020 noch keine Umsätze erzielt haben. 

4 Betrachtungszeiträume und Berechnung des Lockdown-Umsatzersatzes II 

4.1 Der Lockdown-Umsatzersatz II wird für den Ausfall der begünstigten Umsätze im Betrachtungszeitraum 

gewährt. Der Betrachtungszeitraum umfasst die Tage, an denen der Antragsteller im Sinne des Punkts 

3.1.3 indirekt erheblich betroffen ist und endet spätestens am 31. Dezember 2020. Für Betrachtungszeit-

räume, für die die Voraussetzungen des Punkts 4.1.2 nicht erfüllt sind, kann kein Lockdown-Umsatzersatz 

II gewährt werden. 

4.1.1 Abhängig vom Zeitraum der indirekten erheblichen Betroffenheit des jeweiligen Antragstellers 

können einer oder mehrere der folgenden Betrachtungszeiträume vorliegen, wobei bei einer mit 

3. November 2020 beginnenden indirekten erheblichen Betroffenheit der 1. November 2020 und 

der 2. November 2020 als Teil des Betrachtungszeitraums gelten: 

 1. November 2020 bis 16. November 2020 (COVID-19-SchuMaV); 

 17. November 2020 bis 6. Dezember 2020 (COVID-19-NotMV); 

 7. Dezember 2020 bis 16. Dezember 2020 (2. COVID-19-SchuMaV); 

 17. Dezember 2020 bis 25. Dezember 2020 sowie ausschließlich für Umsätze mit Seil- 

und Zahnradbahnen im Sinne des § 4 Abs. 4 der 3. COVID-19-SchuMaV: 17. Dezem-

ber 2020 bis 23. Dezember 2020 (3. COVID-19-SchuMaV); 

 26. Dezember 2020 bis 31. Dezember 2020 (2. COVID-19-NotMV).  

4.1.2 Ausschluss von der Gewährung eines Lockdown-Umsatzersatzes II bei zu geringem Anteil der 

begünstigten Umsätze am Gesamtumsatz (Punkt 3.1.3.1) oder zu geringem Umsatzausfall (Punkt 

3.1.5) 

(a) Hinsichtlich der in den Zeitraum vom 1. November 2020 bis zum 6. Dezember 2020 

fallenden Betrachtungszeiträume (vom Geltungszeitraum der COVID-19-SchuMaV o-

der der COVID-19-NotMV erfasste Betrachtungszeiträume) gilt: 
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Es steht kein Lockdown-Umsatzersatz II für diese Betrachtungszeiträume zu, wenn 

 das Ausmaß der begünstigten Umsätze im Sinne des Punkts 3.1.3.1 lit. a im 

November 2019 nicht mindestens 50 Prozent beträgt oder  

 der Umsatzausfall im Sinne des Punkts 3.1.5 im November 2020 nicht mehr 

als 40 Prozent beträgt. 

(b) Hinsichtlich der in den Zeitraum vom 7. Dezember 2020 bis zum 31. Dezember 2020 

fallenden Betrachtungszeiträume (vom Geltungszeitraum der 2. COVID-19-SchuMaV, 

der 3. COVID-19-SchuMaV oder der 2. COVID-19-NotMV erfasste Betrachtungszeit-

räume) gilt: 

Es steht kein Lockdown-Umsatzersatz II für diese Betrachtungszeiträume zu, wenn 

 das Ausmaß der begünstigten Umsätze im Sinne des Punkts 3.1.3.1 lit. b im 

Dezember 2019 nicht mindestens 50 Prozent beträgt oder  

 der Umsatzausfall im Sinne des Punkts 3.1.5 im Dezember 2020 nicht mehr 

als 40 Prozent beträgt. 

(c) Ist der Vergleichszeitraum gemäß Punkt 4.5.1 lit. c heranzuziehen und beträgt das Aus-

maß der begünstigten Umsätze im Sinne des Punkts 3.1.3.1 lit. c nicht mindestens 50 

Prozent, so steht für keinen der Betrachtungszeiträume ein Lockdown-Umsatzersatz II 

zu. 

4.2 Höhe des Lockdown-Umsatzersatzes II 

4.2.1 Die Höhe des Lockdown-Umsatzersatzes II ergibt sich aus den gemäß der Punkte 4.4, 4.5, 4.6 

und 4.7 zu ermittelnden Umsätzen des Antragstellers und dem jeweiligen Prozentsatz, der gemäß 

Anhang 2 für die Branche heranzuziehen ist, der die begünstigten Umsätze überwiegend zuzu-

ordnen sind. Zur Ermittlung der in Anhang 2 angeführten Prozentsätze wird in einer nach Bran-

chen typisierten Betrachtungsweise der branchentypische Rohertrag herangezogen. Für Umsätze 

oder Umsatzanteile, bei denen die Anspruchsvoraussetzungen für einen Lockdown-Umsatzer-

satz nach der VO Lockdown-Umsatzersatz oder nach der 3. VO Lockdown-Umsatzersatz vor-

liegen, kann kein Lockdown-Umsatzersatz II gewährt werden. 

Der so ermittelte Betrag ist in zweifacher Hinsicht gedeckelt: 

(a) Die Summe aus Lockdown-Umsatzersatz II und anteilig auf den Betrachtungszeitraum 

entfallenden Kurzarbeitsbeihilfen darf nicht den anteilig auf den Betrachtungszeitraum 

entfallenden Vergleichsumsatz gemäß Punkt 4.5 übersteigen. 

Die anteilig auf den Betrachtungszeitraum entfallenden Kurzarbeitsbeihilfen ergeben 

sich aus den Beträgen, die für November 2020 und Dezember 2020 gegenüber dem 

AMS geltend gemacht beziehungsweise abgerechnet werden. Der Betrag der Kurzar-

beitsbeihilfen für November 2020 ist durch dreißig zu dividieren und mit der Anzahl 

der Tage des Betrachtungszeitraums im November 2020 zu multiplizieren. Der Betrag 

der Kurzarbeitsbeihilfen für Dezember 2020 ist durch einunddreißig zu dividieren und 

mit der Anzahl der Tage des Betrachtungszeitraums im Dezember 2020 zu multiplizie-

ren. Der anteilig auf den Betrachtungszeitraum entfallende Vergleichsumsatz ergibt 

sich aus dem jeweiligen Vergleichsumsatz gemäß Punkt 4.5 dividiert durch dreißig 

(Vergleichszeitraum November 2019), einunddreißig (Vergleichszeitraum Dezember 
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2019) oder durch die Anzahl der Tage des Zeitraums gemäß Punkt 4.5.1 lit. c und mul-

tipliziert mit der Anzahl der Tage des Betrachtungszeitraums; und 

(b) die Höhe des Lockdown-Umsatzersatzes II darf nicht die Höhe des anteilig auf den 

Betrachtungszeitraum entfallenden Umsatzausfalls nach Punkt 3.1.5 übersteigen. 

Die Höhe des anteilig auf den Betrachtungszeitraum entfallenden Umsatzausfalls ergibt 

sich für Tage des Betrachtungszeitraums, die vor den 7. Dezember 2020 fallen, aus dem 

Umsatzausfall im November 2020 dividiert durch dreißig und multipliziert mit der An-

zahl der Tage des Betrachtungszeitraums vor dem 7. Dezember 2020 und für Tage des 

Betrachtungszeitraums, die nach den 6. Dezember 2020 fallen, aus dem Umsatzausfall 

im Dezember 2020 dividiert durch einunddreißig und multipliziert mit der Anzahl der 

Tage des Betrachtungszeitraums nach dem 6. Dezember 2020. In Fällen, in denen Punkt 

4.5.1 lit. c zur Anwendung kommt, ist der gemäß Punkt 3.1.5 ermittelte Umsatzausfall 

durch die Anzahl der Tage des Zeitraums gemäß Punkt 4.5.1 lit. c zu dividieren und der 

so erhaltene Wert ist mit der Anzahl der Tage des Betrachtungszeitraums zu multipli-

zieren. 

4.2.2 Die Höhe des nach Punkt 4.2.1 ermittelten Lockdown-Umsatzersatzes II ist mit EUR 800.000 

abzüglich eventuell erhaltener Förderungen im Sinne des Punkts 6.1.3 gedeckelt (Höchstbetrag). 

Vom so ermittelten Betrag sind gegebenenfalls noch dem Betrachtungszeitraum zeitlich zuzu-

ordnende Förderungen im Sinne des Punkts 6.1.7 abzuziehen. Die bei Vorliegen der allgemeinen 

Anspruchsvoraussetzungen zu gewährende Mindesthöhe beträgt EUR 1.500. Sind beim Antrag-

steller 100 Prozent seiner Umsätze begünstigte Umsätze und liegt ein Umsatzausfall im Sinne 

des Punkt 3.1.5 von mindestens 80 Prozent vor, so beträgt die Mindesthöhe EUR 2.300. Beträgt 

der Höchstbetrag weniger als die jeweils anzuwendende Mindesthöhe oder ergibt der Abzug von 

Förderungen im Sinne des Punkts 6.1.7 einen Betrag unter der Mindesthöhe, so kann nur dieser 

Betrag als Lockdown-Umsatzersatz II gewährt werden.  

4.3 Für Unternehmen, die sich am 31. Dezember 2019 in Schwierigkeiten gemäß Art. 2 Z 18 der Verordnung 

(EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung, 

AGVO) befunden haben (UiS), kann ein Lockdown-Umsatzersatz II nur in Entsprechung der Verordnung 

Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 

des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (De-minimis VO), 

ABl. L 352, gewährt werden. Dabei sind abweichend von Punkt 4.2.2 die geltenden Höchstbeträge der 

De-minimis VO unter Berücksichtigung der dort vorgesehenen Kumulierungsregeln zu beachten. Der all-

gemeine Höchstbetrag beträgt EUR 200.000 (allgemeiner De-minimis-Höchstbetrag), der Höchstbetrag 

für Förderung der Straßengüterverkehrstätigkeit EUR 100.000. Dies gilt jedoch nicht für Unternehmen, 

bei denen es sich um Klein- oder Kleinstunternehmen gemäß der KMU-Definition des Anhangs I zur 

AGVO handelt, sofern sie nicht Gegenstand eines Insolvenzverfahrens nach nationalem Recht sind und 

weder Rettungsbeihilfen noch Umstrukturierungsbeihilfen erhalten haben. Für sie gilt der Höchstbetrag 

nach Punkt 4.2.2.  

4.4 Bei der Ermittlung der Höhe des Lockdown-Umsatzersatzes II ist folgendermaßen vorzugehen: 

(a) Auf den anteilig auf den Betrachtungszeitraum entfallenden Vergleichsumsatz gemäß 

Punkt 4.5 ist der gemäß Punkt 4.6 ermittelte Prozentsatz der begünstigten Umsätze 

anzuwenden.  

(b) Auf den gemäß lit. a ermittelten Wert ist in der Folge der Prozentsatz anzuwenden, 

der für die Branche, in der der Antragsteller seine begünstigten Umsätze überwiegend 

erzielt, heranzuziehen ist. Der so ermittelte Betrag ist notwendigenfalls noch aufgrund 
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der betraglichen Deckelungen gemäß der Punkte 4.2.1, 4.2.2 oder 4.3 oder der Ge-

genrechnung von Förderungen im Sinne des Punkts 6.1.7 zu kürzen oder auf die Min-

desthöhe gemäß Punkt 4.2.2 zu erhöhen.  

4.5 Vergleichszeiträume und Berechnung des Vergleichsumsatzes 

4.5.1 Als Vergleichszeitraum ist  

(a) für Tage des Betrachtungszeitraumes, die vor den 7. Dezember 2020 fallen, 

der November 2019,  

(b) für Tage des Betrachtungszeitraumes, die nach den 6. Dezember 2020 fallen, 

der Dezember 2019 und 

(c) bei Unternehmen, die nach dem 31. Dezember 2018 gegründet wurden und 

die vor dem 1. Dezember 2019 noch keine Umsätze erzielt haben, der Zeit-

raum vom Beginn des Monats der erstmaligen Umsatzerzielung bis zum 31. 

Oktober 2020,  

heranzuziehen.  

4.5.2 Der Vergleichsumsatz ist der nach den Vorschriften des UStG 1994 ermittelte Umsatz (Kenn-

zahl 000 der Umsatzsteuer-Erklärung) des jeweiligen Vergleichszeitraums. Antragsteller, die 

nicht nach § 21 UStG 1994 zur Abgabe einer Umsatzsteuer-Jahreserklärung verpflichtet sind, 

können die nach den Vorschriften des EStG 1988 beziehungsweise KStG 1988 ermittelten 

Umsatzerlöse heranziehen. Für Antragsteller, die Umsätze im Sinne der §§ 23 oder 24 UStG 

1994 erzielen oder die Teil einer Organschaft gemäß § 2 Abs. 2 UStG 1994 sind, ist dies ver-

pflichtend. Antragsteller, bei denen es sich um Wettbüros, Automatenbetriebe, Spielhallen und 

Casinos handelt, haben als Umsätze die Bruttospieleinnahmen (Einsätze abzüglich ausgezahl-

ter Gewinne) heranzuziehen.  

Bei der Ermittlung der Umsätze beziehungsweise Umsatzerlöse sind 

(a) ausschließlich Umsätze beziehungsweise Umsatzerlöse, die mit einer operativen Tä-

tigkeit im Sinne des Punkts 3.1.2 erzielt wurden, zu berücksichtigen, 

(b) mit dem Verkauf von Grundstücken erzielte Umsätze beziehungsweise Umsatzerlöse 

auszuscheiden, sofern der Verkauf (nach den Kriterien des Umsatzsteuerrechts) ein 

Hilfsgeschäft darstellt und 

(c) Umsätze beziehungsweise Umsatzerlöse im Sinne von Punkt 3.1.3 letzter Satz auszu-

scheiden.  

Bei Vergleichszeiträumen gemäß Punkt 4.5.1 lit. c ist bei der Berechnung des Vergleichsumsat-

zes in einem letzten Schritt der für den Vergleichszeitraum ermittelte Umsatz durch die Anzahl 

der Tage des Vergleichszeitraums zu dividieren und mit der Anzahl der Tage, für die der Umsatz 

zum Vergleich herangezogen wird, zu multiplizieren. 

4.6 Ist ein im Sinne des Punkts 3.1.3 indirekt erheblich betroffener Antragsteller im Betrachtungszeitraum 

nicht ausschließlich tätig, um mit im Sinne des Punkts 3.1.3 der VO Lockdown-Umsatzersatz und/oder 

des Punkts 3.1.3 der 3. VO Lockdown-Umsatzersatz direkt betroffenen Unternehmen unmittelbar oder im 

Auftrag Umsätze zu erzielen, so hat er mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäfts-
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führers zu schätzen, welcher prozentuelle Anteil auf die Umsatzerzielung mit direkt betroffenen Unter-

nehmen entfällt (begünstigte Umsätze). Dabei sind sowohl Gesamtumsatz, als auch begünstigte Umsätze 

nach den Regeln gemäß Punkt 4.5.2 zu bestimmen. Umsätze oder Umsatzanteile, bei denen die An-

spruchsvoraussetzungen für einen Lockdown-Umsatzersatz nach der VO Lockdown-Umsatzersatz oder 

nach der 3. VO Lockdown-Umsatzersatz vorliegen, stellen niemals begünstigte Umsätze dar. Die Schät-

zung ist anhand von Erfahrungswerten aus der Vergangenheit, insbesondere anhand der Verhältnisse in 

den Vergleichszeiträumen, auf die Verhältnisse im November 2020 beziehungsweise im Dezember 2020 

zu beziehen und ist der Finanzverwaltung gemäß Punkt 6.1.5 bei der Antragstellung bekanntzugeben. Die 

Geltendmachung eines höheren Anteils der begünstigten Umsätze am Gesamtumsatz als gemäß Punkt 

3.1.3.1 für die Vergleichszeiträume anzugeben ist, ist jedoch nur zulässig, wenn der Anstieg nicht darauf 

zurückzuführen ist, dass sich der Umfang des Unternehmens im Betrachtungszeitraum gegenüber dem 

Vergleichszeitraum so verändert hat, dass nach dem Gesamtbild der wirtschaftlichen Verhältnisse eine 

Vergleichbarkeit nicht mehr gegeben ist (beispielsweise weil zwischen Vergleichszeitraum und Betrach-

tungszeitraum ein Betrieb, mit dem im Vergleichszeitraum nicht begünstigte Umsätze erzielt wurden, 

veräußert oder aufgegeben wurde und das verbliebene Unternehmen dadurch nicht mehr vergleichbar ist). 

Eine Vergleichbarkeit ist in diesem Zusammenhang ab einer qualifizierten Umfangsminderung der in 

Frage kommenden betriebswirtschaftlichen Kriterien um 50 Prozent nach dem Gesamtbild der Verhält-

nisse unter Beachtung der unternehmens- und branchenbezogenen Umstände nicht mehr gegeben. Wird 

ein gegenüber dem Vergleichszeitraum höherer Anteil an begünstigten Umsätzen beantragt, so muss ein 

Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Bilanzbuchhalter die Höhe des Anteils der begünstigten Umsätze 

am Gesamtumsatz bestätigen und zusätzlich bestätigen, dass der angegebene höhere Anteil der begüns-

tigten Umsätze nicht die Folge eines Verlusts der Vergleichbarkeit nach dem Gesamtbild der wirtschaft-

lichen Verhältnisse ist. Die im Antrag zum Anteil der begünstigten Umsätze am Gesamtumsatz getätigten 

Angaben werden von der Finanzverwaltung übernommen und der Anteil an Umsätzen, der nicht Tätig-

keiten zur Umsatzerzielung mit direkt betroffenen Unternehmen zuzurechnen ist, wird vom auf den Be-

trachtungszeitraum entfallenden Vergleichsumsatz in Abzug gebracht.  

4.7 Wenn es aufgrund mangelhafter, unvollständiger oder nicht aussagekräftiger Daten der Finanzverwaltung 

bei der Ermittlung der Höhe des Lockdown-Umsatzersatzes II zu Ergebnissen kommt, die erheblich von 

den tatsächlichen Verhältnissen abweichen, kann von Seiten der COFAG noch vor der Auszahlung des 

Lockdown-Umsatzersatzes II mit den betroffenen Antragstellern in Kontakt getreten werden, um die der 

Berechnung zugrundeliegenden Daten zu korrigieren. Die berechnete Höhe des Lockdown-Umsatzersat-

zes II wird den betroffenen Antragstellern durch die COFAG mitgeteilt und innerhalb einer Frist von zwei 

Wochen nach dieser Mitteilung haben die betroffenen Antragsteller die Möglichkeit durch Vorlage einer 

schriftlichen Bestätigung eines Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers oder Bilanzbuchhalters oder hinsicht-

lich der Beweiskraft vergleichbarer Nachweise die den tatsächlichen Verhältnissen entsprechende Höhe 

des zu gewährenden Lockdown-Umsatzersatzes II nachzuweisen. Erfolgt innerhalb dieser Frist kein 

Nachweis, kann die COFAG den ermittelten Lockdown-Umsatzersatz II anhand der Vorgaben der Punkte 

4.1 bis 4.6 berechnen und auszahlen. Dies schließt eine Auszahlung in der Mindesthöhe aufgrund nicht 

ausreichender Daten ein. 

In den Fällen, in denen betroffene Antragsteller nicht innerhalb der gestellten Frist von zwei Wochen 

entsprechende Nachweise übermittelt haben und in den Fällen, in denen sie nicht vor Auszahlung von der 

COFAG kontaktiert wurden, können betroffene Antragsteller auch noch bis zu zwei Monate nach Aus-

zahlung des Lockdown-Umsatzersatzes II mit der COFAG in Kontakt treten, um durch Vorlage einer 

schriftlichen Bestätigung eines Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers oder Bilanzbuchhalters oder hinsicht-

lich der Beweiskraft vergleichbarer Nachweise darzulegen, dass die Höhe des Lockdown-Umsatzersatzes 

II zu korrigieren ist. Die Prüfung der vorgelegten Nachweise erfolgt durch die COFAG, bei Bedarf unter 

Einbindung der Finanzverwaltung. Auf Verlangen der COFAG oder der Finanzverwaltung haben der An-

tragsteller oder der Antragseinbringer weitere für die Prüfung erforderliche Auskünfte zu erteilen sowie 
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Unterlagen und Bestätigungen vorzulegen. Wird im Zuge dieser Prüfung festgestellt, dass eine Berech-

nung des Lockdown-Umsatzersatzes II nach den tatsächlichen Verhältnissen und den Vorgaben dieser 

Richtlinien einen erheblich höheren Lockdown-Umsatzersatz II ergibt als den ausgezahlten, so hat die 

COFAG die Differenz zum bereits ausgezahlten Lockdown-Umsatzersatz II an den Antragsteller auszu-

zahlen. 

4.8 Ein Lockdown-Umsatzersatz II darf nur für Zeiträume gewährt werden, in denen der Antragsteller keinen 

Fixkostenzuschuss 800.000 (FKZ 800.000) gemäß der Verordnung des Bundesministers für Finanzen ge-

mäß § 3b Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinien über die Gewährung eines begrenzten 

Fixkostenzuschusses bis EUR 800.000 durch die COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH 

(COFAG) (VO über die Gewährung eines FKZ 800.000), BGBl. II Nr. 479/2020 in der jeweils geltenden 

Fassung oder einen Verlustersatz gemäß der Verordnung des Bundesministers für Finanzen gemäß § 3b 

Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinien über die Gewährung eines Verlustersatzes durch die 

COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH (COFAG) (VO über die Gewährung eines Verlus-

tersatzes), BGBl. II Nr. 568/2020 in der jeweils geltenden Fassung, in Anspruch nimmt. Falls der Antrag-

steller vor Kundmachung dieser Richtlinien bereits einen FKZ 800.000 oder einen Verlustersatz für Be-

trachtungszeiträume, für die ihm auch ein Lockdown-Umsatzersatz II zusteht, beantragt hat, kann dennoch 

ein Lockdown-Umsatzersatz II beantragt werden, sofern sich der Antragsteller verpflichtet den FKZ 

800.000 oder den Verlustersatz für die betroffenen Betrachtungszeiträume anteilig an die COFAG zu-

rückzuzahlen. Die Rückzahlung hat spätestens im Zuge der Auszahlung der zweiten Tranche des FKZ 

800.000 oder des Verlustersatzes, vorrangig im Wege der Anrechnung, zu erfolgen. 

Ferner darf ein Lockdown-Umsatzersatz II nur gewährt werden, wenn der Antragsteller weder für den 

Monat November 2020, noch für den Monat Dezember 2020 einen Ausfallsbonus gemäß der Verordnung 

des Bundesministers für Finanzen gemäß § 3b Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinien über 

die Gewährung eines Ausfallsbonus an Unternehmen mit einem hohen Umsatzausfall (VO Ausfallsbonus) 

in Anspruch nimmt.   

5 Antragstellung und Antragsprüfung 

5.1 Der Lockdown-Umsatzersatz II ist im Zeitraum vom 16. Februar 2021 bis 30. Juni 2021 zu beantragen. 

5.2 Die Stellung eines Antrags auf Gewährung eines Lockdown-Umsatzersatzes II erfolgt ausschließlich ge-

genüber der COFAG. Technische Schnittstelle für die Einbringung der Anträge an die COFAG auf Aus-

zahlung des Lockdown-Umsatzersatzes II ist ausschließlich das Verfahren FinanzOnline. Die Gewährung 

des Lockdown-Umsatzersatzes II setzt keinen schriftlichen Fördervertrag voraus. Der Antragsteller stellt 

durch Einbringung eines Antrags auf Gewährung eines Lockdown-Umsatzersatzes II über FinanzOnline 

ein Angebot auf Abschluss eines Fördervertrags mit der COFAG. Die Auszahlung des Lockdown-Um-

satzersatzes II an den Antragsteller durch die COFAG gilt als Annahme des Angebots auf Abschluss eines 

Fördervertrags mit der COFAG. 

5.3 Außer in Fällen des Punkts 5.4 hat das Einbringen des Antrags auf Gewährung eines Lockdown-Um-

satzersatzes II durch einen Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Bilanzbuchhalter zu erfolgen; dabei ist 

auch die Höhe des Umsatzausfalls gemäß Punkt 3.1.5 und die Plausibilität der Höhe des Anteils der be-

günstigten Umsätze am Gesamtumsatz in den Zeiträumen gemäß Punkt 3.1.3.1 durch den Steuerberater, 

Wirtschaftsprüfer oder Bilanzbuchhalter zu bestätigen. Bilanzbuchhalter dürfen eine solche Bestätigung 

nur für Unternehmen erteilen, deren Bilanzen sie gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 Bilanzbuchhaltungsgesetz 2014 

(BiBuG 2014), BGBl. I Nr. 191/2013, erstellen dürften. Der Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Bilanz-

buchhalter muss die Unabhängigkeit gegenüber dem antragstellenden Unternehmen wahren und jede Be-

fangenheit und Interessenskollision vermeiden. Die Vertretung des Antragstellers bei der Antragstellung 
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über FinanzOnline durch einen Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Bilanzbuchhalter erfordert, dass die-

sem eine ausreichende schriftliche Vollmacht vom antragstellenden Unternehmen vorliegt, um den Antrag 

auf Gewährung eines Lockdown-Umsatzersatzes II über FinanzOnline im Namen und auf Rechnung des 

Antragstellers stellen zu können.   

5.4 Abweichend von Punkt 5.3 kann die Bestätigung der Höhe des Umsatzausfalls gemäß Punkt 3.1.5 und die 

Bestätigung der Plausibilität der Höhe des Anteils der begünstigten Umsätze am Gesamtumsatz in den 

Zeiträumen gemäß Punkt 3.1.3.1 durch einen Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Bilanzbuchhalter ent-

fallen und das Einbringen des Antrags durch den Antragsteller selbst erfolgen, wenn 

(a) der gemäß Punkt 4.6 geschätzte Anteil der begünstigten Umsätze am Gesamtumsatz im No-

vember 2020 beziehungsweise Dezember 2020 den tatsächlichen Anteil der begünstigten Um-

sätze im gemäß Punkt 3.1.3.1 zum Vergleich heranzuziehenden Zeitraum (November 2019, 

Dezember 2019, Zeitraum gemäß Punkt 4.5.1 lit. c) nicht übersteigt und 

(b) ausschließlich unmittelbar erzielte begünstigte Umsätze und keine im Auftrag eines Dritten 

erzielten begünstigten Umsätze geltend gemacht werden und 

(c) die voraussichtliche Höhe des Lockdown-Umsatzersatzes II den Betrag von EUR 5.000 nicht 

übersteigt. 

5.5 Im Antrag hat der Antragsteller die Summe der sonstigen zu berücksichtigenden COVID-19 Zuwendun-

gen gemäß Punkt 6.1.3 und Punkt 6.1.7 anzuführen und zuzustimmen, dass die Höhe des Lockdown-

Umsatzersatzes II nach diesen Richtlinien berechnet und ihm durch Überweisung auf das im Antrag an-

geführte Konto bekannt gegeben wird. 

5.6 Die Angaben im Antrag sowie etwaige weitere jeweils in Einklang mit diesen Richtlinien übermittelten 

Informationen werden durch die Finanzverwaltung einer automationsunterstützten Risikoanalyse unter-

zogen und plausibilisiert. Bestehen aufgrund dieser Risikoanalyse begründete Zweifel an der Richtigkeit 

der Angaben im Antrag oder daran, dass die berechnete Höhe des Lockdown-Umsatzersatzes II den Vor-

gaben von Punkt 4 entspricht, kann im Einzelfall durch die COFAG eine ergänzende Analyse (Ergän-

zungsgutachten nach den Bestimmungen des COVID-19-Förderungsprüfungsgesetzes (CFPG), BGBl. I 

Nr. 44/2020 in der jeweils geltenden Fassung) von der Finanzverwaltung angefordert werden, sofern die 

COFAG aufgrund der Ergebnisse der Risikoanalyse den Antrag nicht direkt ablehnt. Auf Verlangen der 

COFAG oder der Finanzverwaltung haben der Antragsteller oder der Antragseinbringer für den Antrag-

steller weitere für die Antragsprüfung sowie die ergänzende Analyse (Ergänzungsgutachten) erforderli-

chen Auskünfte zu erteilen sowie Unterlagen und Bestätigungen vorzulegen.  

6 Bestätigungen und Verpflichtungserklärungen im Antrag 

6.1 Der Antragseinbringer hat im Antrag 

6.1.1 zu bestätigen, dass die Voraussetzungen des Punkts 3 erfüllt sind; 

6.1.2 die Erfassung des ihm gewährten Lockdown-Umsatzersatzes II in der Transparenzdatenbank zur 

Kenntnis zu nehmen; 

6.1.3 anzugeben, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe der Antragsteller bereits sonstige finanzielle 

Maßnahmen nach Abschnitt 3.1 des Befristeten Beihilferahmens erhalten hat. Sonstige finanzi-

elle Maßnahmen nach Abschnitt 3.1 des Befristeten Beihilferahmens verringern den Höchstbe-

trag für den Lockdown-Umsatzersatz II gemäß Punkt 4.2.2. Wird ein Lockdown-Umsatzersatz 

II gemäß Punkt 4.3 an ein UiS gewährt, so werden der allgemeine De-Minimis-Höchstbetrag 
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von 200.000 und der für die Förderung der Straßengüterverkehrstätigkeit vorgesehene De-Mini-

mis-Höchstbetrag von EUR 100.000 von bereits erhaltenen sonstigen finanziellen Maßnahmen 

nach Abschnitt 3.1 des Befristeten Beihilferahmens jedoch nicht verringert. Es sind daher bei 

UiS anstelle der Beihilfen nach Abschnitt 3.1 des Befristeten Beihilferahmens die De-minimis-

Beihilfen der letzten drei Veranlagungszeiträume anzugeben. 

Sonstige finanzielle Maßnahmen nach Abschnitt 3.1 des Befristeten Beihilferahmens sind ins-

besondere ein Lockdown-Umsatzersatz gemäß der VO Lockdown-Umsatzersatz oder gemäß der 

3. Verordnung Lockdown-Umsatzersatz, ein FKZ 800.000 gemäß der VO über die Gewährung 

eines FKZ 800.000, zum Zeitpunkt der Antragstellung aufrechte Haftungen im Ausmaß von 

100% für Kredite zur Bewältigung der COVID-19 Krise, die von der Austria Wirtschaftsservice 

Gesellschaft mbH (aws) oder der Österreichischen Hotel- und Tourismusbank (ÖHT) übernom-

men wurden sowie Zuwendungen von Bundesländern, Gemeinden oder regionalen Wirtschafts- 

und Tourismusfonds, die in Zusammenhang mit der COVID-19-Krise und dem damit zusam-

menhängenden wirtschaftlichen Schaden geleistet wurden. Zuschüsse aus dem mit dem Bundes-

gesetz über die Errichtung eines Non-Profit-Organisationen Unterstützungsfonds, BGBl. I Nr. 

49/2020, eingerichteten Non-Profit-Organisationen Unterstützungsfonds (NPO- Unterstützungs-

fonds) sind nur dann anzugeben, wenn sie eine finanzielle Maßnahme nach Abschnitt 3.1 des 

Befristeten Beihilferahmens darstellen. Sonstige Zuschüsse aus dem NPO-Unterstützungsfonds, 

Haftungen der COFAG, der aws oder der ÖHT im Ausmaß von 90% oder 80% sowie Fixkos-

tenzuschüsse der Phase I nach der Verordnung des Bundesministers für Finanzen gemäß § 3b 

Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen zur 

Deckung von Fixkosten durch die COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH 

(COFAG), BGBl. II Nr. 225/2020, stellen keine finanziellen Maßnahmen nach Abschnitt 3.1 des 

Befristeten Beihilferahmens dar. Sie verringern daher den zulässigen Höchstbetrag gemäß Punkt 

4.2.2 nicht und sind nicht anzugeben;  

6.1.4 anzugeben, ob ein Lockdown-Umsatzersatz II nur als De-minimis-Beihilfe im Sinne des Punkts 

4.3 gewährt werden kann; 

6.1.5 anzugeben, wie viel Prozent am Gesamtumsatz die gemäß Punkt 4.6 zu ermittelnden begünstig-

ten Umsätze betragen und welcher der in Anhang 2 angeführten Branchen die begünstigten Um-

sätze überwiegend zuzurechnen sind; 

6.1.6 anzugeben, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe Kurzarbeitsbeihilfen für November 2020 

(bei beantragten Betrachtungszeiträumen, die Zeiträume im November 2020 mitumfassen) be-

ziehungsweise für Dezember 2020 (bei beantragten Betrachtungszeiträumen, die Zeiträume im 

Dezember 2020 mitumfassen) gegenüber dem AMS geltend gemacht beziehungsweise abge-

rechnet werden; 

6.1.7 anzugeben, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe eine Lockdownkompensation gemäß Punkt 

5.3 der Richtlinien für die Gewährung von Überbrückungsfinanzierungen im Rahmen des Bun-

desgesetzes über die Errichtung eines Fonds für eine Überbrückungsfinanzierung für selbstän-

dige Künstlerinnen und Künstler, für November 2020 und für Dezember 2020 bezogen wurde; 

6.1.8 in Prozenten anzugeben, wie viel Prozent am Gesamtumsatz die begünstigten Umsätze im Sinne 

des Punkts 3.1.3.1 im November 2019, im Dezember 2019 beziehungsweise im Zeitraum gemäß 

Punkt 4.5.1 lit. c betragen; außer in Fällen des Punkts 5.4 ist die Plausibilität der Höhe des an-

gegebenen Anteils der begünstigten Umsätze durch einen Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder 

Bilanzbuchhalter gemäß Punkt 5.3 zu bestätigen; 
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6.1.9 zu bestätigen, dass die Voraussetzungen des Punkts 3.1.5 vorliegen und die notwendigen Um-

satzdaten für die Berechnung des Umsatzausfalls im November 2020 (bei beantragten Betrach-

tungszeiträumen, die Zeiträume vor dem 7. Dezember 2020 mitumfassen) beziehungsweise im 

Dezember 2020 (bei beantragten Betrachtungszeiträumen, die Zeiträume nach dem 6. Dezember 

2020 mitumfassen) anzugeben; 

6.1.10 die Zustimmung gemäß § 48a Abs. 4 lit. c BAO zur Verwertung und Offenbarung von Informa-

tionen aus Abgaben-, Monopol- oder Finanzstrafverfahren für Zwecke der Gewährung des Lock-

down-Umsatzersatzes II zu erteilen. 

Ist der Antragseinbringer nicht der Antragsteller, so bestätigt der Antragsteller dem Antragseinbringer 

mittels Beauftragung, dass die Punkte 6.1.1 bis 6.1.10 zutreffen. 

6.2 Der Antragseinbringer hat sich im Antrag insbesondere zu verpflichten: 

6.2.1 der COFAG, dem Bundesminister für Finanzen oder einem anderen von diesen Bevollmächtig-

ten auf deren Aufforderung sämtliche Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen, die die-

sen im Zusammenhang mit dem Lockdown-Umsatzersatz II, insbesondere zur Prüfung der wid-

mungsgemäßen Verwendung, erforderlich erscheinen; 

6.2.2 der COFAG, dem Bundesminister für Finanzen oder einem anderen von diesen Bevollmächtig-

ten das Recht auf jederzeitige Prüfung sowie auf jederzeitige Einsichtnahme in die sonstigen 

Aufzeichnungen und Belege des Antragstellers einzuräumen;  

6.2.3 sofern personenbezogene Daten Dritter (insbesondere von Mitarbeitern, Geschäftsführern oder 

Gesellschaftern) betroffen sind, durch jeden Unterfertigenden als jeweils datenschutzrechtlichen 

Verantwortlichen zu bestätigen, dass allenfalls notwendige Einwilligungserklärungen gemäß 

Art. 7 der Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) vom 4. Mai 2016 vorliegen; 

6.2.4 Änderungen der für die Förderungsgewährung maßgeblichen Verhältnisse unverzüglich der 

COFAG schriftlich bekannt zu geben; 

6.2.5 das Bundesgesetz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 

COVID-19 (COVID-19-Maßnahmengesetz – COVID-19-MG), BGBl. I Nr. 12/2020 und die auf 

seiner Basis ergangenen Verordnungen zu beachten; 

6.2.6 die COFAG über alle gegen das Unternehmen anhängigen Verfahren gemäß § 8 Abs. 3, Abs. 4 

und Abs. 6 COVID-19-MG zu informieren und im Falle einer rechtskräftigen Verurteilung den 

gewährten Lockdown-Umsatzersatz II an die COFAG zurückzuzahlen. 

Ist der Antragseinbringer nicht der Antragsteller, so bestätigt der Antragsteller dem Antragseinbringer 

mittels Beauftragung, dass er sich gemäß den Punkten 6.2.1 bis 6.2.6 verpflichtet. 

7 Entscheidung über Anträge 

7.1 Die COFAG entscheidet über die eingereichten Anträge auf Auszahlung des Lockdown-Umsatzersatzes 

II jeweils nach abgeschlossener Antragsprüfung gemäß Punkt 5. 

7.2 Die COFAG entscheidet über den Antrag gemäß den internen Zuständigkeitsregeln, die in den Aufträgen 

des Bundesministers für Finanzen, dem Gesellschaftsvertrag der COFAG und den Geschäftsordnungen 

der Organe der COFAG festgelegt sind. 

7.3 Eine ablehnende Entscheidung der COFAG ist gegenüber dem Antragsteller zu begründen. 
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7.4 Der Lockdown-Umsatzersatz II wird auf Grundlage einer privatrechtlichen Vereinbarung (Fördervertrag 

zwischen der COFAG und dem Antragsteller) gewährt. 

8 Prüfung und Rückzahlung des beantragten Lockdown-Umsatzersatzes II 

8.1 Die nachträgliche Überprüfung des Lockdown-Umsatzersatzes II erfolgt nach den Bestimmungen des 

CFPG, auf Basis von Stichproben. 

8.2 Im Zuge der nachträglichen Überprüfung wird insbesondere ermittelt, ob die im Antrag getätigten Anga-

ben den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen. 

8.3 Wird im Zuge einer nachträglichen Überprüfung festgestellt, dass bei der vom Antragsteller gemäß Punkt 

4.6 vorgenommen Schätzung nicht die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsführers 

angewandt wurde, so hat eine verpflichtende (anteilige) Rückforderung des gewährten Lockdown-Um-

satzersatzes II durch die COFAG nur unter der Voraussetzung zu erfolgen, dass dadurch der Betrag des 

gewährten und ausgezahlten Lockdown-Umsatzersatzes II um mindestens 10 Prozent den Betrag über-

steigt, den eine Ermittlung mit dem von Punkt 4.6 vorgegebenen Sorgfaltsmaßstab und unter Einhaltung 

der weiteren Vorgaben dieser Richtlinien ergeben hätte. Für die Beurteilung des Sorgfaltsmaßstabes des 

Antragstellers ist auf dessen Wissen beziehungsweise das Wissen seiner Organe zum Zeitpunkt der An-

tragstellung abzustellen. 

8.4 Es kann des Weiteren zu einer Rückforderung des gewährten Lockdown-Umsatzersatzes II kommen, 

wenn vom Antragsteller oder einem von ihm Beauftragten unvollständige oder unrichtige Angaben ge-

macht wurden; vorgesehene Kontrollmaßnahmen behindert oder verhindert werden, die Berechtigung zur 

Inanspruchnahme des Lockdown-Umsatzersatzes II innerhalb des für die Aufbewahrung der Unterlagen 

vorgesehen Zeitraums nicht mehr belegbar ist, von Organen der Europäischen Union eine Rückforderung 

verlangt wird, die Förderungsmittel ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden sind oder 

sonstige Förderungsvoraussetzungen, Bedingungen oder Auflagen vom fördernehmenden Unternehmen 

nicht eingehalten wurden. 

8.5 Ein Fördermissbrauch zieht strafrechtliche Konsequenzen nach sich. 

9 Berichtspflicht der COFAG  

9.1 Die COFAG hat dem Bundesminister für Finanzen über den nach diesen Richtlinien gewährten Lock-

down-Umsatzersatz II laufend zu bestimmten Stichtagen gemäß einem vom Bundesminister für Finanzen 

der COFAG zu übermittelnden Schema zu berichten und dem Bundesminister für Finanzen auf Verlangen 

sämtliche Unterlagen zur Verfügung zu stellen und Informationen zu erteilen, die erforderlich sind, um 

die Einhaltung dieser Richtlinien zu prüfen und die Erfüllung der Berichtspflicht gemäß § 3b Abs. 4 

ABBAG-Gesetz sicherzustellen. 

9.2 Die COFAG hat der aws, der Agrarmarkt Austria (AMA) und der Sozialversicherungsanstalt der Selb-

ständigen (SVS) auf deren begründete Anfrage zur Erfüllung europarechtlicher oder nationaler haushalts-

rechtlicher und förderrechtlicher Vorgaben im Zuge der Gewährung von Förderungen, insbesondere der 

Prüfung beihilferechtlicher Obergrenzen und der Vermeidung unerwünschter Mehrfachförderungen so-

wie des Fördermissbrauchs, Auskünfte über die Höhe bereits gewährter Lockdown-Umsatzersätze II so-

wie erforderlichenfalls weitere damit im Zusammenhang stehende Informationen zu erteilen. Dabei ist 

auf die Prinzipien der Zweckbindung und der Datenminimierung zu achten. 
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Anhang 2 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen gemäß § 3b Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend 

Richtlinien über die Gewährung eines Lockdown-Umsatzersatzes II für vom Lockdown indirekt erheblich 

betroffene Unternehmen (VO Lockdown-Umsatzersatz II) 

Branchenkategorisierung  
Lockdown-Umsatzersatz II für  

indirekt erheblich betroffene Unternehmen 
     

ÖNACE Bezeichnung Kategorie Ersatzrate Nov Ersatzrate Dez 

A 01.1 Anbau einjähriger Pflanzen B 60% 37,5% 
A 01.2 Anbau mehrjähriger Pflanzen B 60% 37,5% 

A 01.3 Betrieb von Baumschulen, Anbau von Pflanzen 
zu Vermehrungszwecken B 60% 37,5% 

A 01.4 Tierhaltung C 40% 25% 
A 01.5 Gemischte Landwirtschaft B 60% 37,5% 

A 01.6 Erbringung Von Landwirtschaftlichen Dienst-
leistungen C 40% 25% 

A 01.7 Jagd, Fallenstellerei, damit verbundene Tätig-
keiten C 40% 25% 

A 02.1 Forstwirtschaft B 60% 37,5% 
A 02.2 Holzeinschlag A 80% 50% 

A 02.3 Sammeln von wildwachsenden Produkten 
(ohne Holz) B 60% 37,5% 

A 02.4 Erbringung von Dienstleistungen für Forstwirt-
schaft, Holzeinschlag B 60% 37,5% 

A 03.1 Fischerei D 20% 12,5% 
A 03.2 Aquakultur D 20% 12,5% 
B 05.1 Steinkohlenbergbau D 20% 12,5% 
B 05.2 Braunkohlenbergbau D 20% 12,5% 
B 06.1 Gewinnung von Erdöl D 20% 12,5% 
B 06.2 Gewinnung von Erdgas D 20% 12,5% 
B 07.1 Eisenerzbergbau D 20% 12,5% 
B 07.2 NE-Metallerzbergbau D 20% 12,5% 

B 08.1 Gewinnung von Natursteinen, Kies, Sand, Ton, 
Kaolin B 60% 37,5% 

B 08.9 Sonstiger Bergbau; Gewinnung von Steinen, 
Erden. B 60% 37,5% 

B 09.1 Erbringung von Dienstleistungen für die Gewin-
nung Von Erdöl, Erdgas D 20% 12,5% 

B 09.9 
Erbringung von Dienstleistungen für den sons-
tigen Bergbau; die Gewinnung von Steinen, Er-
den D 20% 12,5% 

C 10.1 Schlachten, Fleischverarbeitung D 20% 12,5% 
C 10.2 Fischverarbeitung C 40% 25% 
C 10.3 Obst-, Gemüseverarbeitung C 40% 25% 

C 10.4 Herstellung von Pflanzlichen, Tierischen Ölen, 
Fetten D 20% 12,5% 

C 10.5 Milchverarbeitung D 20% 12,5% 

C 10.6 Mahl-, Schälmühlen, Herstellung von Stärke, 
Stärkeerzeugnissen D 20% 12,5% 

C 10.7 Herstellung von Back-, Teigwaren B 60% 37,5% 
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C 10.8 Herstellung von sonstigen Nahrungsmitteln C 40% 25% 
C 10.9 Herstellung von Futtermitteln D 20% 12,5% 
C 11.0 Getränkeherstellung B 60% 37,5% 
C 12.0 Tabakverarbeitung D 20% 12,5% 
C 13.1 Spinnstoffaufbereitung, Spinnerei C 40% 25% 
C 13.2 Weberei C 40% 25% 
C 13.3 Veredlung von Textilien, Bekleidung B 60% 37,5% 
C 13.9 Herstellung von sonstigen Textilwaren C 40% 25% 

C 14.1 Herstellung von Bekleidung (Ohne Pelzbeklei-
dung) C 40% 25% 

C 14.2 Herstellung von Pelzwaren C 40% 25% 

C 14.3 Herstellung von Bekleidung aus gewirktem, ge-
stricktem Stoff B 60% 37,5% 

C 15.1 Herstellung von Leder, Lederwaren (ohne Her-
stellung von Lederbekleidung) C 40% 25% 

C 15.2 Herstellung von Schuhen C 40% 25% 
C 16.1 Säge-, Hobel-, Holzimprägnierwerke C 40% 25% 

C 16.2 Herstellung von sonstigen Holz-, Kork-, Flecht-, 
Korbwaren (ohne Möbel) C 40% 25% 

C 17.1 Herstellung von Holz-, Zellstoff, Papier, Karton, 
Pappe C 40% 25% 

C 17.2 Herstellung von Waren aus Papier, Karton, 
Pappe C 40% 25% 

C 18.1 Herstellung von Druckerzeugnissen B 60% 37,5% 

C 18.2 Vervielfältigung von bespielten Ton-, Bild-, Da-
tenträgern B 60% 37,5% 

C 19.1 Kokerei D 20% 12,5% 
C 19.2 Mineralölverarbeitung D 20% 12,5% 

C 20.1 
Herst. v. Chem. Grundstoffen, Düngemitteln, 
Stickstoffverbind.; Kunststoffen U. Synthet. 
Kautschuk in Primärformen B 60% 37,5% 

C 20.2 Herstellung von Schädlingsbekämpfungs-, 
Pflanzenschutz-, Desinfektionsmitteln C 40% 25% 

C 20.3 Herstellung von Anstrichmitteln, Druckfarben, 
Kitten C 40% 25% 

C 20.4 Herstellung von Seifen, Wasch-, Reinigungs-, 
Körperpflegemitteln, von Duftstoffen C 40% 25% 

C 20.5 Herstellung von sonstigen chemischen Erzeug-
nissen C 40% 25% 

C 20.6 Herstellung von Chemiefasern C 40% 25% 

C 21.1 Herstellung von pharmazeutischen Grundstof-
fen B 60% 37,5% 

C 21.2 Herstellung von pharmazeutischen Spezialitä-
ten, sonstigen pharmazeutischen Erzeugnissen B 60% 37,5% 

C 22.1 Herstellung von Gummiwaren B 60% 37,5% 
C 22.2 Herstellung von Kunststoffwaren C 40% 25% 
C 23.1 Herstellung von Glas, Glaswaren B 60% 37,5% 

C 23.2 Herstellung von feuerfesten, keramischen 
Werkstoffen, Waren B 60% 37,5% 

C 23.3 Herstellung von keramischen Baumaterialien B 60% 37,5% 

C 23.4 Herstellung von sonstigen porzellan- und kera-
mischen Erzeugnissen B 60% 37,5% 

C 23.5 Herstellung von Zement, Kalk, gebranntem 
Gips B 60% 37,5% 
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C 23.6 Herstellung von Erzeugnissen aus Beton, Ze-
ment, Gips C 40% 25% 

C 23.7 Be-, Verarbeitung von Naturwerksteinen, Na-
tursteinen. B 60% 37,5% 

C 23.9 
Herst. v. Schleifkörpern u. Schleifmitteln auf 
Unterlage, sonst. Erzeugnissen aus nicht Me-
tall. Mineralien. C 40% 25% 

C 24.1 Erzeugung von Roheisen, Stahl, Ferrolegierun-
gen C 40% 25% 

C 24.2 
Herstellung von Stahlrohren, Rohrform-, Rohr-
verschluss-, Rohrverbindungsstücken aus 
Stahl C 40% 25% 

C 24.3 Sonstige erste Bearbeitung von Eisen, Stahl C 40% 25% 
C 24.4 Erzeugung, erste Bearbeitung von NE-Metallen D 20% 12,5% 
C 24.5 Gießereien C 40% 25% 
C 25.1 Stahl-, Leichtmetallbau C 40% 25% 

C 25.2 
Herstellung von Metalltanks, -behältern; Her-
stellung von Heizkörpern, -kesseln für Zentral-
heizungen C 40% 25% 

C 25.3 Herstellung von Dampfkesseln (ohne Zentral-
heizungskessel) C 40% 25% 

C 25.4 Herstellung von Waffen, Munition B 60% 37,5% 

C 25.5 
Herstellung von Schmiede-, Press-, Zieh-, 
Stanzteilen, gewalzten Ringen, pulvermetallur-
gischen Erzeugnissen C 40% 25% 

C 25.6 Oberflächenveredlung, Wärmebehandlung; 
Mechanik. B 60% 37,5% 

C 25.7 Herstellung von Schneidwaren, Werkzeugen, 
Schlössern, Beschlägen aus unedlen Metallen B 60% 37,5% 

C 25.9 Herstellung von sonstigen Metallwaren C 40% 25% 

C 26.1 Herstellung von elektronischen Bauelementen, 
Leiterplatten C 40% 25% 

C 26.2 Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten, 
peripheren Geräten C 40% 25% 

C 26.3 Herstellung von Geräten, Einrichtungen der Te-
lekommunikationstechnik C 40% 25% 

C 26.4 Herstellung von Geräten der Unterhaltungs-
elektronik C 40% 25% 

C 26.5 
Herstellung von Mess-, Kontroll-, Navigations-  
Instrumenten, Vorrichtungen; Herstellung von 
Uhren B 60% 37,5% 

C 26.6 Herstellung von Bestrahlungs-, Elektrotherapie-
geräten, elektromedizinischen Geräten C 40% 25% 

C 26.7 Herstellung von optischen, fotografischen In-
strumenten, Geräten B 60% 37,5% 

C 26.8 Herstellung von magnetischen und optischen 
Datenträgern C 40% 25% 

C 27.1 
Herstellung von Elektromotoren, Generatoren, 
Transformatoren, Elektrizitätsverteilungs-, 
Schalteinrichtungen C 40% 25% 

C 27.2 Herstellung von Batterien, Akkumulatoren C 40% 25% 

C 27.3 Herstellung von Kabeln, elektrischem Installati-
onsmaterial C 40% 25% 
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C 27.4 Herstellung von elektrischen Lampen, Leuch-
ten C 40% 25% 

C 27.5 Herstellung von Haushaltsgeräten C 40% 25% 

C 27.9 Herstellung von sonstigen elektrischen Ausrüs-
tungen, Geräten. C 40% 25% 

C 28.1 Herstellung von nicht wirtschaftszweigspezifi-
schen Maschinen C 40% 25% 

C 28.2 Herstellung von sonstigen nicht wirtschafts-
zweigspezifischen Maschinen C 40% 25% 

C 28.3 Herstellung von land-, forstwirtschaftlichen Ma-
schinen C 40% 25% 

C 28.4 Herstellung von Werkzeugmaschinen C 40% 25% 

C 28.9 Herstellung von Maschinen für sonstige be-
stimmte Wirtschaftszweige C 40% 25% 

C 29.1 Herstellung von Kraftwagen, Kraftwagenmoto-
ren C 40% 25% 

C 29.2 Herstellung von Karosserien, Aufbauten, Anhä-
ngern C 40% 25% 

C 29.3 Herstellung von Teilen, Zubehör für Kraftwagen C 40% 25% 
C 30.1 Schiff-, Bootsbau B 60% 37,5% 
C 30.2 Schienenfahrzeugbau C 40% 25% 
C 30.3 Luft-, Raumfahrzeugbau C 40% 25% 
C 30.4 Herstellung von militärischen Kampffahrzeugen C 40% 25% 
C 30.9 Herstellung von Fahrzeugen C 40% 25% 
C 31.0 Herstellung von Möbeln B 60% 37,5% 

C 32.1 Herstellung von Münzen, Schmuck, ähnlichen 
Erzeugnissen C 40% 25% 

C 32.2 Herstellung von Musikinstrumenten B 60% 37,5% 
C 32.3 Herstellung von Sportgeräten C 40% 25% 
C 32.4 Herstellung von Spielwaren B 60% 37,5% 

C 32.5 Herstellung von medizinischen, zahnmedizini-
schen Apparaten, Materialien B 60% 37,5% 

C 32.9 Herstellung von Erzeugnissen C 40% 25% 

C 33.1 Reparatur von Metallerzeugnissen, Maschinen, 
Ausrüstungen C 40% 25% 

C 33.2 Installation von Maschinen, Ausrüstungen C 40% 25% 
D 35.1 Elektrizitätsversorgung C 40% 25% 
D 35.2 Gasversorgung D 20% 12,5% 
D 35.3 Wärme-, Kälteversorgung C 40% 25% 
E 36.0 Wasserversorgung B 60% 37,5% 
E 37.0 Abwasserentsorgung A 80% 50% 
E 38.1 Sammlung von Abfällen B 60% 37,5% 
E 38.2 Abfallbehandlung, -Beseitigung B 60% 37,5% 
E 38.3 Rückgewinnung C 40% 25% 

E 39.0 Beseitigung von Umweltverschmutzungen, 
sonstige Entsorgung B 60% 37,5% 

F 41.1 Erschließung von Grundstücken; Bauträger C 40% 25% 
F 41.2 Bau von Gebäuden C 40% 25% 
F 42.1 Bau von Straßen, Bahnverkehrsstrecken C 40% 25% 
F 42.2 Leitungstiefbau, Kläranlagenbau B 60% 37,5% 
F 42.9 Sonstiger Tiefbau B 60% 37,5% 

F 43.1 Abbrucharbeiten, Vorbereitende Baustellenar-
beiten B 60% 37,5% 

F 43.2 Bauinstallation C 40% 25% 
F 43.3 Sonstiger Ausbau B 60% 37,5% 
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F 43.9 Sonstige spezialisierte Bautätigkeiten B 60% 37,5% 
G 45.1 Handel mit Kraftwagen D 20% 12,5% 
G 45.2 Instandhaltung, Reparatur von Kraftwagen C 40% 25% 
G 45.3 Handel mit Kraftwagenteilen, -zubehör D 20% 12,5% 

G 45.4 Handel mit Krafträdern, Kraftradteilen, -zube-
hör; Instandhaltung, Reparatur von Krafträdern D 20% 12,5% 

G 46.1 Handelsvermittlung C 40% 25% 

G 46.2 Großhandel mit landwirtschaftlichen Grundstof-
fen, lebenden Tieren D 20% 12,5% 

G 46.3 Großhandel mit Nahrungs-, Genussmitteln, Ge-
tränken, Tabakwaren D 20% 12,5% 

G 46.4 Großhandel mit Gebrauchs-, Verbrauchsgütern D 20% 12,5% 

G 46.5 Großhandel mit Geräten der Informations-, 
Kommunikationstechnik D 20% 12,5% 

G 46.6 Großhandel mit sonstigen Maschinen, Ausrüs-
tungen, Zubehör D 20% 12,5% 

G 46.7 Sonstiger Großhandel D 20% 12,5% 
G 46.9 Großhandel ohne ausgeprägten Schwerpunkt D 20% 12,5% 

G 47.1 Einzelhandel mit Waren verschiedener Art (in 
Verkaufsräumen) D 20% 12,5% 

G 47.2 Einzelhandel mit Nahrungs-, Genussmitteln, 
Getränken, Tabakwaren (in Verkaufsräumen) C 40% 25% 

G 47.3 Einzelhandel mit Motorenkraftstoffen (Tankstel-
len) D 20% 12,5% 

G 47.4 Einzelhandel mit Geräten der Informations-, 
Kommunikationstechnik (in Verkaufsräumen) C 40% 25% 

G 47.5 
Einzelhandel mit sonstigen Haushaltsgeräten, 
Textilien, Heimwerker-, Einrichtungsbedarf (in 
Verkaufsräumen) C 40% 25% 

G 47.6 Einzelhandel mit Verlagsprodukten, Sportaus-
rüstungen, Spielwaren (in Verkaufsräumen) C 40% 25% 

G 47.7 Einzelhandel mit sonstigen Gütern (in Ver-
kaufsräumen) C 40% 25% 

G 47.8 Einzelhandel an Verkaufsständen, auf Märkten C 40% 25% 

G 47.9 Einzelhandel, Nicht in Verkaufsräumen, an 
Verkaufsständen oder auf Märkten C 40% 25% 

H 49.1 Personenbeförderung im Eisenbahnfernver-
kehr B 60% 37,5% 

H 49.2 Güterbeförderung im Eisenbahnverkehr C 40% 25% 
H 49.3 Sonstige Personenbeförderung im Landverkehr A 80% 50% 

H 49.4 Güterbeförderung im Straßenverkehr, Umzugs-
transporte B 60% 37,5% 

H 49.5 Transport in Rohrfernleitungen A 80% 50% 

H 50.1 Personenbeförderung in der See-, Küsten-
schifffahrt B 60% 37,5% 

H 50.2 Güterbeförderung in der See-, Küstenschiff-
fahrt B 60% 37,5% 

H 50.3 Personenbeförderung in der Binnenschifffahrt A 80% 50% 
H 50.4 Güterbeförderung in der Binnenschifffahrt B 60% 37,5% 
H 51.1 Personenbeförderung in der Luftfahrt C 40% 25% 

H 51.2 Güterbeförderung in der Luftfahrt, Raumtrans-
port C 40% 25% 

H 52.1 Lagerei B 60% 37,5% 

H 52.2 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen für 
den Verkehr D 20% 12,5% 
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H 53.1 Postdienste von Universaldienstleistungsanbie-
tern C 40% 25% 

H 53.2 Sonstige Post-, Kurier-, Expressdienste C 40% 25% 
I 55.1 Hotels, Gasthöfe, Pensionen A 80% 50% 

I 55.2 Ferienunterkünfte, ähnliche Beherbergungs-
stätten A 80% 50% 

I 55.3 Campingplätze A 80% 50% 
I 55.9 Sonstige Beherbergungsstätten A 80% 50% 

I 56.1 Restaurants, Gaststätten, Imbissstuben, Cafés, 
Eissalons A 80% 50% 

I 56.2 Caterer, Erbringung sonstiger Verpflegungs-
dienstleistungen A 80% 50% 

I 56.3 Ausschank von Getränken A 80% 50% 

J 58.1 Verlegen von Büchern, Zeitschriften; sonstiges 
Verlagswesen (ohne Software) B 60% 37,5% 

J 58.2 Verlegen von Software A 80% 50% 

J 59.1 Herstellung von Filmen, Fernsehprogrammen, 
deren Verleih, Vertrieb, Kinos B 60% 37,5% 

J 59.2 
Tonstudios; Herstellung von Hörfunkbeiträgen; 
Verlegen von bespielten Tonträgern, Musika-
lien B 60% 37,5% 

J 60.1 Hörfunkveranstalter A 80% 50% 
J 60.2 Fernsehveranstalter B 60% 37,5% 
J 61.1 leitungsgebundene Telekommunikation A 80% 50% 
J 61.2 drahtlose Telekommunikation C 40% 25% 
J 61.3 Satellitentelekommunikation C 40% 25% 
J 61.9 sonstige Telekommunikation B 60% 37,5% 

J 62.0 Erbringung von Dienstleistungen der Informati-
onstechnologie B 60% 37,5% 

J 63.1 Datenverarbeitung, Hosting, damit verbundene 
Tätigkeiten; Webportale B 60% 37,5% 

J 63.9 Erbringung von sonstigen Informationsdienst-
leistungen A 80% 50% 

K 64.1 Zentralbanken, Kreditinstitute C 40% 25% 
K 64.2 Beteiligungsgesellschaften C 40% 25% 

K 64.3 Treuhand-, sonstige Fonds, ähnliche Finanzin-
stitutionen B 60% 37,5% 

K 64.9 sonstige Finanzierungsinstitutionen B 60% 37,5% 
K 65.1 Versicherungen D 20% 12,5% 
K 65.2 Rückversicherungen D 20% 12,5% 
K 65.3 Pensionskassen, Pensionsfonds D 20% 12,5% 

K 66.1 mit Finanzdienstleistungen verbundene Tätig-
keiten B 60% 37,5% 

K 66.2 mit Versicherungsdienstleistungen, Pensions-
kassen verbundene Tätigkeiten A 80% 50% 

K 66.3 Fondsmanagement A 80% 50% 

L 68.1 Kauf, Verkauf von eigenen Grundstücken, Ge-
bäuden, Wohnungen D 20% 12,5% 

L 68.2 
Vermietung, Verpachtung von eigenen oder 
geleasten Grundstücken, Gebäuden, Wohnun-
gen D 20% 12,5% 

L 68.3 Vermittlung, Verwaltung von Grundstücken, 
Gebäuden, Wohnungen für Dritte D 20% 12,5% 

M 69.1 Rechtsberatung A 80% 50% 

M 69.2 Wirtschaftsprüfung, Steuerberatung; Buchfüh-
rung A 80% 50% 
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M 70.1 Verwaltung, Führung von Unternehmen, Betrie-
ben B 60% 37,5% 

M 70.2 Public-Relations-, Unternehmensberatung B 60% 37,5% 
M 71.1 Architektur-, Ingenieurbüros B 60% 37,5% 

M 71.2 technische, physikalische, chemische Untersu-
chung A 80% 50% 

M 72.1 Forschung, Entwicklung im Bereich Natur-, In-
genieur-, Agrarwissenschaften, Medizin B 60% 37,5% 

M 72.2 
Forschung, Entwicklung im Bereich Rechts-, 
Wirtschafts-, Sozial-, Sprach-, Kultur-, Kunst-
wissenschaften A 80% 50% 

M 73.1 Werbung C 40% 25% 
M 73.2 Markt-, Meinungsforschung A 80% 50% 
M 74.1 Ateliers für Textil-, Schmuck-, Grafikdesign B 60% 37,5% 
M 74.2 Fotografie, Fotolabors B 60% 37,5% 
M 74.3 Übersetzen, Dolmetschen B 60% 37,5% 

M 74.9 Sonstige freiberufliche, wissenschaftliche, tech-
nische Tätigkeiten B 60% 37,5% 

M 75.0 Veterinärwesen B 60% 37,5% 
N 77.1 Vermietung von Kraftwagen C 40% 25% 
N 77.2 Vermietung von Gebrauchsgütern A 80% 50% 

N 77.3 Vermietung von Maschinen, Geräten, sonsti-
gen beweglichen Sachen B 60% 37,5% 

N 77.4 Leasing von nichtfinanziellen, immateriellen 
Vermögensgegenständen (ohne Copyrights) B 60% 37,5% 

N 78.1 Vermittlung von Arbeitskräften A 80% 50% 
N 78.2 befristete Überlassung von Arbeitskräften A 80% 50% 
N 78.3 sonstige Überlassung von Arbeitskräften A 80% 50% 
N 79.1 Reisebüros, Reiseveranstalter D 20% 12,5% 

N 79.9 Erbringung sonstiger Reservierungsdienstleis-
tungen C 40% 25% 

N 80.1 private Wach-, Sicherheitsdienste A 80% 50% 

N 80.2 Sicherheitsdienste mit Hilfe von Überwa-
chungs-, Alarmsystemen A 80% 50% 

N 80.3 Detekteien A 80% 50% 
N 81.1 Hausmeisterdienste A 80% 50% 

N 81.2 Reinigung von Gebäuden, Straßen, Verkehrs-
mitteln A 80% 50% 

N 81.3 Garten-, Landschaftsbau, Erbringung von 
sonstigen gärtnerischen Dienstleistungen B 60% 37,5% 

N 82.1 Sekretariats-, Schreibdienste, Copy-Shops B 60% 37,5% 
N 82.2 Call Centers A 80% 50% 
N 82.3 Messe-, Ausstellungs-, Kongressveranstalter B 60% 37,5% 

N 82.9 Erbringung sonstiger wirtschaftlicher Dienst-
leistungen für Unternehmen, Privatpersonen B 60% 37,5% 

O 84.1 öffentliche Verwaltung B 60% 37,5% 

O 84.2 auswärtige Angelegenheiten, Verteidigung, 
Justiz, öffentliche Sicherheit, Ordnung C 40% 25% 

O 84.3 Sozialversicherung C 40% 25% 
P 85.1 Kindergärten, Vorschulen A 80% 50% 
P 85.2 Volksschulen A 80% 50% 
P 85.3 weiterführende Schulen A 80% 50% 

P 85.4 tertiärer, post-sekundärer, nicht tertiärer Unter-
richt A 80% 50% 

P 85.5 sonstiger Unterricht A 80% 50% 
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P 85.6 Erbringung von Dienstleistungen für den Unter-
richt A 80% 50% 

Q 86.1 Krankenhäuser A 80% 50% 
Q 86.2 Arzt-, Zahnarztpraxen A 80% 50% 
Q 86.9 Gesundheitswesen A 80% 50% 
Q 87.1 Pflegeheime A 80% 50% 

Q 87.2 stationäre Einrichtungen zur psychosozialen 
Betreuung, Suchtbekämpfung A 80% 50% 

Q 87.3 Altenheime; Alten-, Behindertenwohnheime A 80% 50% 

Q 87.9 sonstige Heime (ohne Erholungs-, Ferien-
heime) A 80% 50% 

Q 88.1 Soziale Betreuung älterer Menschen, Behin-
derter A 80% 50% 

Q 88.9 Sonstiges Sozialwesen (ohne Heime) A 80% 50% 

R 90.0 kreative, künstlerische und unterhalterische Tä-
tigkeiten A 80% 50% 

R 91.0 Bibliotheken; Archive; Museen; botanische, zo-
ologische Gärten A 80% 50% 

R 92.0 Spiel-, Wett-, Lotteriewesen A 80% 50% 
R 93.1 Erbringung von Dienstleistungen des Sports A 80% 50% 

R 93.2 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen der 
Unterhaltung, der Erholung B 60% 37,5% 

S 94.1 Wirtschafts-, Arbeitgeberverbände, Berufsorga-
nisationen A 80% 50% 

S 94.2 Arbeitnehmervereinigungen A 80% 50% 

S 94.9 
kirchliche Vereinigungen; politische Parteien; 
sonstige Interessenvertretungen, Vereinigun-
gen A 80% 50% 

S 95.1 Reparatur von Datenverarbeitungs-, Telekom-
munikationsgeräten C 40% 25% 

S 95.2 Reparatur von Gebrauchsgütern B 60% 37,5% 

S 96.0 Erbringung von sonstigen überwiegend persön-
lichen Dienstleistungen A 80% 50% 

T 97.0 private Haushalte mit Hauspersonal D 20% 12,5% 

T 98.1 
Herstellung von Waren durch private Haushalte 
für den Eigenbedarf ohne Ausgeprägten 
Schwerpunkt D 20% 12,5% 

T 98.2 
Erbringungen von Dienstleistungen durch pri-
vate Haushalte für den Eigenbedarf ohne aus-
geprägten Schwerpunkt D 20% 12,5% 

U 99.0 exterritoriale Organisationen, Körperschaften D 20% 12,5% 
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